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Drucksache Nr. 3094 


Kleine Anfrage Nr. 242 

der Fraktion der SPD 

betr. Sozialversicherungs-Anpassungsgesetz. 

Nach dem § 21 Absatz 5 des Sozialversicherungs-Anpassungsgesetzes 
wird nur den Witwen von Invalidenversicherten eine Witwenrente 
gewährt, deren Ehemänner iiadi dem 31. Mai 1949 verstorben sind. 
Alle anderen Witwen, deren Ehemänner vor dem 1. Juni 1949 ver- 
storben sind, erhalten erst eine Witwenrente aus der Invaliden- 
versicherung, wenn sie selbst erwerbsunfähig sind oder andere, in 
der RVO § 1256 festgelegten Voraussetzungen erfüllen. Durch die 
Festsetzung des Stichtages ist eine unterschiedliehe Behandlung der 
Witwen von Versicherten in derselben Versicherung eingetreten, 
die eine große Verbitterung unter den betroffenen Witwen her- 
vorgerufen hat. Es sind dies insbesondere viele Kriegerwitwen, 
deren gefallene Ehemänner invalidenversidiert waren. 

Nach § 21 Absatz 4 des Sozialversicherungs-Anpassungsgesetzes 
wird nur den Invalidenversidierten eine Rente bei 50“/oiger 
Erwerbsunfähigkeit gewährt, wenn der Versicherungsfall nach dem 
31. Mai 1949 eingetreten ist. Für Versicherungsfälle, die vor dem 
1. Juni 1949 eingetreten sind, ist eine Erwerbsunfähigkeit von 
Voraussetzung. Durch die Festsetzung des Stichtages ist eine 
unterschiedliche Behandlung für die Invalidenversidierten insofern 
eingetreten, als diejenigen, die vor dem Stichtag mindestens 50“/o, 
aber nicht 66^/3“/o erwerbsunfähig waren, keinen Anspruch auf 
Invalidenrente haben. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zur Beseitigung des unge- 
rechtfertigten Stichtages zu tun? 

Bonn, den 13. Februar 1952 


Ollenhauer und Fraktion 
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